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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 13 R 310/14 B 
 
L 2/12 R 125/12 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 81 R 241/11 (SG Oldenburg) 
 
 
 
……………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………….., 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Oldenburg-Bremen, 
Huntestraße 11, 26135 Oldenburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 28. Oktober 2014 durch den 

Richter   G a s s e r    als Vorsitzenden, den Richter   K a l t e n s t e i n    und die 

Richterin   Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 1. Juli 2014 wird als un-

zulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außerge-

richtlichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Der Kläger wendet sich mit seiner Nichtzulassungsbeschwerde gegen ein Urteil des LSG Nie-

dersachsen-Bremen vom 1.7.2014. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechts-

sache. 

 

Die Beschwerde des Klägers ist unzulässig. Seine Beschwerdebegründung vom 22.10.2014 ge-

nügt nicht der gesetzlich vorgeschriebenen Form, denn er hat den allein geltend gemachten Zu-

lassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung nicht ordnungsgemäß dargelegt (§ 160 Abs 2 

Nr 1 iVm § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. 

Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichti-

gung der höchstrichterlichen Rechtsprechung aufzeigen, welche Fragen sich stellen, dass diese 

noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtsein-

heit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfah-

ren eine solche Klärung erwarten lässt. 

 

Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss ein Beschwerdeführer mithin eine Rechtsfrage, 

ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheb-

lichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Ent-

scheidung (sog Breitenwirkung) darlegen (vgl zum Ganzen BSG vom 25.9.2002 - SozR 3-1500 

§ 160a Nr 34 S 70 mwN). Die Beschwerdebegründung wird diesen Darlegungsanforderungen 

nicht gerecht. 

 

Der Kläger hält die Frage für grundsätzlich bedeutsam, 

 "ob einem Betroffenen grobe Fahrlässigkeit im Sinne des § 45 Abs. 2 Nr. 3 SGB X vorge-

worfen werden kann, obwohl der von ihm beauftragte Steuerberater im Einklang mit dem 

Einkommenssteuerrecht dessen Einkommen ermittelt, es dabei aber zu Abweichungen 

kommt." 

 

Es dahingestellt bleiben, ob der Kläger mit dieser Frage eine konkrete Rechtsfrage iS des § 160 

Abs 2 Nr 1 SGG aufgeworfen hat oder ob es sich hier vielmehr um eine Tatsachenfrage handelt, 

die das LSG im angefochtenen Urteil ggf festzustellen hätte. Aber selbst wenn den weiteren 

Ausführungen der Beschwerdebegründung eine Rechtsfrage zur groben Fahrlässigkeit iS des 

§ 45 Abs 2 S 3 Nr 3 SGB X entnommen werden könnte, zeigt diese jedenfalls den Klärungsbe-

darf nicht auf. Denn insoweit hätte sich der Kläger einerseits mit der gesetzlichen Definition der 

groben Fahrlässigkeit in § 45 Abs 2 S 3 Nr 3 Halbs 2 SGB X näher auseinandersetzen müssen, 
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und zum anderen fehlt auch jegliche Auseinandersetzung mit der umfangreichen Rechtspre-

chung des BSG zum Begriff der groben Fahrlässigkeit iS des § 45 Abs 2 S 3 Nr 3 SGB X (vgl zu 

diesem Darlegungserfordernis zB BSG Beschluss vom 24.10.2011 - B 14 AS 45/11 B - Juris 

RdNr 6 mwN). Soweit der Kläger meint, dass ihm insbesondere auch unter Berücksichtigung der 

im Schreiben des Steuerbüros vom 5.6.2012 geschilderten Umstände keine grobe Fahrlässig-

keit vorgeworfen werden könne, wendet er sich im Ergebnis gegen die Richtigkeit der Entschei-

dung der Vorinstanz im Einzelfall. Die Frage der Richtigkeit der Entscheidung des Berufungsge-

richts eröffnet indes die Zulassung der Revision nicht und ist nicht Gegenstand der Nichtzulas-

sungsbeschwerde (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7; stRspr). Schließlich hat der Kläger es ver-

säumt, aufzuzeigen, dass die aufgeworfene Frage aufgrund der vom Berufungsgericht für das 

Revisionsgericht bindend festgestellten Tatsachen (§ 163 SGG) überhaupt klärungsfähig ist. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwerde 

erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne Zu-

ziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 
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